
Selbst nach Ansicht des Bundesge-
sundheitsministers gibt es noch kei-
ne tragfähige Lösung gegen den ste-
tigen Anstieg der Haftpflichtversiche-
rungsprämien bei den Hebammen.
„Diese kann nicht durch eine Begren-
zung der Schadenssummen erfolgen.
Auch können die Kosten nicht allein
auf die Krankenversicherten verla-
gert werden, um private Versiche-
rungskonzerne zu entlasten“, so MdL
Karola Stange. Ein Sicherstellungszu-
schlag, der zunächst helfe, das dro-
hende Aus für Hebammen zu verhin-
dern, sei  allerdings zu begrüßen.
„Gerade im ländlichen Raum betreu-
en sie oft weniger Frauen, sind hier
aber für die Sicherstellung der flä-
chendeckenden Geburtshilfe von
zentraler Bedeutung.“

Wie der letzte Armutsbericht des
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes
belegt, hat Thüringen eine Armutsge-
fährdungsquote von 17 Prozent. MdL
Matthias Bärwolff verweist auf die
Verantwortung der Landesregierung:
„Eine jahrzehntelange Niedriglohn-
strategie hat ebenso zur Verfesti-
gung der Armut geführt wie die fort-
gesetzte Unterfinanzierung der Thü-
ringer Kommunen. Vielfach können
so genannte freiwillige Leistungen,
die vor allem Maßnahmen zur sozia-
len Teilhabe darstellen, schon lange
nicht mehr erbracht werden.“ Der
LINKE-Politiker begrüßt die angekün-
digten 20 Millionen Euro aus dem Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) zur Ar-
mutsreduzierung, weist jedoch auch
auf die Mängel hin.                           

Am 9. April hat die Landtagsmehr-
heit die Gesetzentwürfe der Links-
fraktion und der Grünen für ein Thü-
ringer Bildungsfreistellungsgesetz
abgelehnt. Die LINKE hat dabei ei-
nen bereits öffentlich diskutierten
Gesetzentwurf aus dem Bildungs-
ministerium aufgegriffen. Im Fol-
genden Auszüge aus der Plenarde-
batte:

Volker Emde, CDU:
Am Ende mit den zuletzt vorgelegten

Entwürfen gibt es kein Einvernehmen
mit der Wirtschaft. Wir haben daher
festgestellt, dass wir nicht zu diesem
Ziel kommen und keinen gemeinsamen
Gesetzesvorschlag unterbreiten.

Susanne Hennig, DIE LINKE:
Herr Minister Matschie hat heute in

der Presse die Absage an eine Zustim-
mung zu seinem Gesetzentwurf damit
begründet, dass Politik verlässlich sein
müsse. Ist es verlässlich, sich an einen
Partner sklavisch zu binden, der zu Re-
gelndes aussetzt? Oder ist es verläss-
lich, Verantwortung zu übernehmen?
Die Frage beantwortet sich selbst.

Wenn Sie zum Koalitionsvertrag ste-
hen wollen und zu den Zusagen, die Sie
den Menschen in Thüringen gemacht
haben, dann stimmen Sie heute mit
der Linken gemeinsam Ihrem eigenen
Gesetzentwurf zu. 

Die Treue zum Koalitionsvertrag und
zu Ihren Versprechen den Menschen
gegenüber kann doch nicht weniger
wiegen als die Treue zu einem Koaliti-
onspartner, der sich weder an den Ko-
alitionsvertrag hält, noch an die voll-
mundige Verkündigung der Minister-
präsidentin, dass das Bildungsfreistel-
lungsgesetz in einem Chefgespräch ge-
klärt wird und entsprechend einge-
bracht wird. Wenn Sie Verlässlichkeit
von Politik demonstrieren wollen, ha-
ben Sie heute nur eine Wahl. Zeigen
Sie Rückgrat, und stimmen Sie dem
Bildungsfreistellungsgesetz aus Ihrem

Die Gesellschaft zur Verwahrung
und Verwertung stillgelegter Berg-
werke (GVV) hatte jetzt die Einstel-
lungen der Verkaufsverhandlungen
zur Kaligrube Roßleben bekannt
gegeben. Als Begründung diente
der angespannte Kaliweltmarkt,
der keine realistische Chance für
eine wirtschaftliche Nutzung der
Grube bieten würde. „Es entsteht
der Eindruck, das Wettbewerbsver-
bot des Kalifusionsvertrages von
1993 zu Gunsten von Kali+Salz
würde immer noch fortbestehen,
obwohl es die EU- Kommission da-
mals schon kippte!“, kritisierte der
LINKE-Umweltpolitiker Tilo Kum-
mer. Das Florett- Konsortium, wel-
ches neben K+S ein Angebot für
Roßleben unterbreitete, habe ei-
nen unterschriftsreifen Vertrags-
entwurf mit der GVV verhandelt
und trotz der Marktsituation wei-
terhin Interesse an der Kaligrube.

„Nach dem Rückzug von K+S als
Bieter jetzt die Verhandlungen mit
Scheinargumenten einzustellen,
ist ein Skandal. Schließlich werden
weltweit in der gleichen ange-
spannten Marktsituation neue Ka-
lilagerstätten erschlossen, unter
anderem auch von K+S in Nord-
amerika.“ Es entstehe der Ein-
druck, dass keine Konkurrenz für
den Weltmarktführer im eigenen
Land zugelassen werden soll. Au-
ßerdem wäre es für K+S wohl auch
sehr ungünstig, wenn in Thüringen
während der aktuellen Diskussion
um die Kaliabwasserbelastung der
Werra ein abwasser- und halden-
freies Kaliwerk entstünde, wie von
Florett zugesagt. Tilo Kummer for-
derte die Zurücknahme des Be-
schlusses von der GVV.

Aus dem Plenarprotokoll der Debatte zum Thüringer Bildungsfreistellungsgesetz

Landtagssitzungen:
Die letzten planmäßigen Plenar-

sitzungen des Thüringer Landtags
in dieser zu Ende gehenden Legis-
laturperiode sind für die Zeit vom
21. bis 23. Mai, vom 25. bis 27. Ju-
ni sowie vom 16. bis 18. Juli anbe-
raumt.

Tag der offenen Tür:
In diesem Jahr lädt der Thüringer

Landtag wieder zu einem Tag der
Offenen Tür ein, der am Samstag,
den 21. Juni, stattfindet. Die Links-
fraktion wird mit einem umfangrei-
chen Informationsangebot dabei
sein. 

Aktuelle Themen, Presseinfor-
mationen, Aktionen, Schwer-
punkt- und Diskussionsforen: 

www.die-linke-thl.de

Am 5. Mai fand im Bundestag
durch den Ausschuss für Arbeit und
Soziales eine Expertenanhörung zum
umstrittenen Rentenpaket der Bun-
desregierung (Mütterrente und Rente
mit 63) statt.  Nach monatelangen
CDU-Warnungen vor abschlagsfreien
Frühverrentungen nach 45 Versiche-
rungsjahren stellt die SPD die Müt-
terrente aus Beitragsmitteln wieder
infrage, diese sei dreimal so teuer
wie die Reform zur Rente ab 63. Der
Bundesvorsitzende der LINKEN,
Bernd Riexinger, hatte im Vorfeld kri-
tisiert: „Der Generationenvertrag
wird sturmreif geschossen, wenn die
Jüngeren für eine Leistung zahlen
sollen, die ihnen selbst vorenthalten
wird.“ Die Beitragsfinanzierung sei
„himmelschreiend ungerecht“. 
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Rentenpaket Hebammen Armut

Kaligrube Roßleben

Haus zu. Ich bitte Sie um die Zustim-
mung zum Gesetzentwurf, den die Lin-
ke eingebracht hat. 

Hans-Jürgen Döring, SPD:
Wir halten fest an unserem Ziel, ein

Bildungsfreistellungsgesetz auf den
Weg zu bringen. Der Minister hat in vie-
len Gesprächsrunden sich intensiv be-
müht, so ein Gesetz auf den Weg zu
bringen. Es ist jetzt noch nicht gelun-
gen, aber ich sage ganz eindeutig, wir
werden weiter mit den Gewerkschaf-
ten abgestimmte und auch die Unter-
nehmerinteressen berücksichtigende
Vorstellungen hier in das Parlament
einbringen und gleich zu Beginn der
nächsten Legislaturperiode werden wir
die Weichen für ein Bildungsfreistel-
lungsgesetz stellen, und wenn nicht in
der jetzigen Konstellation, dann eben
in einer anderen. Das will ich auch hier
klar sagen. Die Union kann sich jeden-
falls gewiss sein, dass ihr jetziges Ver-
halten nicht nur in Sachen Bildungs-
freistellung für uns von Bedeutung sein
wird, wenn wir im Herbst über die Re-
gierungsbildung mit entscheiden soll-
ten. 

Astrid Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN:

Was jedenfalls deutlich wurde, ist,
dass selbst so ein überschaubares Re-
formvorhaben, wie ein Bildungsfreistel-
lungsgesetz, vonseiten der CDU bis
heute infrage gestellt wird und dies da-
zu führt, dass, obgleich wir einen SPD-
Bildungsminister haben, die Koalition
sich der CDU unterwirft. Man könnte
es auch so sagen, dass CDU und SPD
in Sachen Bildungspolitik einfach nicht
zusammenpassen, aber vielleicht adle
ich da sogar die SPD zu sehr. Ich weiß
nicht, ich jedenfalls kann das Rückgrat
schlichtweg nicht erkennen, das muss
ich ganz deutlich sagen, tatsächlich
einmal für eine Sache zu streiten, die
Ihnen von der SPD auch so am Herzen
liegt, wie Sie es dargestellt haben. Bei

Hans-Jürgen Döring weiß ich, dass er
seit 22 Jahren - nachlesbar - in diesem
Parlament für dieses Ziel gestritten
hat. Die Leidtragenden dieser Schein-
ehe, wenn ich es so nennen darf, aus
CDU und SPD sind einmal mehr die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer im
Freistaat, die bis heute keinen An-
spruch auf bezahlte Freistellung zu
Weiterbildungszwecken haben. 

Christoph Matschie, Minister für
Bildung, Wissenschaft und Kultur:

Wir haben in der Bildungspolitik in
diesem Parlament Sternstunden er-
lebt. Ich denke nur an die gemeinsame
Verabschiedung des Kita-Gesetzes.
Aber wir erleben auch schwierige De-
batten und schwierige Stunden. Der
heutige Tag ist sicher keine Sternstun-
de der Bildungspolitik. 

Ich habe vor fast zwei Jahren einen
Gesetzentwurf in die Ressortabstim-
mung gegeben und trotzdem steht die
Landesregierung heute ohne ein Er-
gebnis da, das diesem Parlament vor-
gelegt werden kann. Das liegt nicht an
der SPD, das will ich noch mal deutlich
sagen. Wir haben hier viele Schritte
miteinander besprochen, den Gesetz-
entwurf immer wieder angepasst, aber
am Ende fehlte dem Koalitionspartner
der Mut, das Herz über die Hürde zu
werfen und ein solches Gesetz auf den
Weg zu bringen.

Es gibt Regeln in einer Regierungszu-
sammenarbeit und ich gehöre zu den-
jenigen, die sich an solche Regeln hal-
ten, weil ich weiß, dass sonst Regie-
rungen gar nicht funktionieren können.
Deshalb gibt es heute keine Zustim-
mung zu den Gesetzentwürfen der Op-
position. Ich bin aber sicher, dass die
Bürgerinnen und Bürger in Thüringen
verstanden haben, an wem es hängt,
dass wir immer noch kein Bildungsfrei-
stellungsgesetz bekommen, und sie
werden sicher Mitte September, wenn
sie ihr Kreuz machen, auch darüber
nachdenken. 

„Zeigen Sie Rückgrat,
stimmen Sie zu!“

UNZ-09-2014


